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BUNDESGERICHTSHOF 

BESCHLUSS 
 

5 StR 652/19 
 

vom 

5. Februar 2020 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

 

 

 

wegen sexuellen Missbrauchs von Kindern u.a. 
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Der 5. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat nach Anhörung des Generalbun-

desanwalts und des Beschwerdeführers am 5. Februar 2020 gemäß § 349 

Abs. 2 und 4 sowie entsprechend § 354 Abs. 1 StPO beschlossen: 

 

Die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Landgerichts 

Saarbrücken vom 26. September 2019 wird als unbegründet 

verworfen. Jedoch wird der Schuldspruch dahin geändert, dass 

der Angeklagte wegen schweren sexuellen Missbrauchs von 

Kindern, wegen sexuellen Missbrauchs von Schutzbefohlenen in 

56 Fällen, in 41 Fällen in Tateinheit mit sexuellem Missbrauch 

von Kindern, und wegen sexuellen Missbrauchs von Kindern 

verurteilt ist.  

Der Beschwerdeführer hat die Kosten des Rechtsmittels und die 

den Nebenklägerinnen im Revisionsverfahren entstandenen 

notwendigen Auslagen zu tragen. 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen schweren sexuellen Miss-

brauchs eines Kindes, wegen sexuellen Missbrauchs einer Schutzbefohlenen in 

56 Fällen, davon in 42 Fällen in Tateinheit mit sexuellem Missbrauch eines Kin-

des, und wegen sexuellen Missbrauchs einer Schutzbefohlenen in Tateinheit 

mit Körperverletzung zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von fünf Jahren verurteilt. 

Die hiergegen gerichtete Revision des Angeklagten führt mit der Sachrüge zu 

den aus der Beschlussformel ersichtlichen Änderungen des Schuldspruchs. Im 
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Übrigen ist sie entsprechend den Ausführungen in der Antragsschrift des Gene-

ralbundesanwalts unbegründet im Sinne von § 349 Abs. 2 StPO. 

1. In den Fällen 2 und 56 der Urteilsgründe hält der jeweilige Schuld-

spruch rechtlicher Prüfung nicht in vollem Umfang stand. 

a) Wie die Strafkammer in den Urteilsgründen selbst zum Ausdruck ge-

bracht hat, beruht die tateinheitliche Verurteilung wegen sexuellen Missbrauchs 

von Schutzbefohlenen im Fall 2 der Urteilsgründe auf einem Versehen und hat-

te deshalb zu entfallen. Der Angeklagte hat sich insoweit (nur) wegen sexuellen 

Missbrauchs von Kindern strafbar gemacht. 

b) Im Fall 56 kann die tateinheitliche Verurteilung wegen vorsätzlicher 

Körperverletzung (neben sexuellem Missbrauch von Schutzbefohlenen) nicht 

bestehen bleiben. Denn insoweit fehlt es an einer Verfolgungsvoraussetzung (§ 

230 Abs. 1 StGB).  

2. Der Senat ändert den Schuldspruch insoweit jeweils entsprechend 

§ 354 Abs. 1 StPO ab. Die für die betroffenen Taten verhängten Einzelstrafen 

werden hierdurch nicht berührt. Im Fall 2 hat das Landgericht die Verwirklichung 

zweier Straftatbestände nicht strafschärfend herangezogen. Im Fall 56 steht  
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deren Nichtverfolgbarkeit einer strafschärfenden Berücksichtigung der rechts-

fehlerfrei festgestellten Körperverletzung nicht entgegen (vgl. Schäfer/Sander/ 

van Gemmeren, 6. Aufl., Rn. 663 mwN). 

Sander      Schneider       König 

    Berger      Mosbacher 

Vorinstanz: 

Saarbrücken, LG, 26.09.2019 - 83 Js 142/16 3 KLs 19/19 2 AR 39/19 


